
David Mum
und Sonja Grusch

Obwohl sich die NATO-Fehlschlä-
ge häufen (Sofia, Chinesische Bot-
schaft, Bomben in der Adria, ein
Flüchtlingskonvoi) und das Elend
der KosovaalbanerInnen stetig
wächst, erklärt die NATO „Wir än-
dern unsere Strategie nicht“.  Dieser
NATO-Krieg ohne Kriegserklärung
markiert eine neue Stufe in der Ent-
wicklung seit dem 2. Weltkrieg. Die
Vertreibungspolitik des Milosevic-
Regimes gegenüber den AlbanerIn-
nen ist im Gegensatz dazu kein Uni-
kat. In mindestens 124 von 185 Staa-
ten werden laut Amnesty Internatio-
nal von staatlicher Seite Menschen
gefoltert, mißhandelt und vergewal-
tigt. Das NATO-Mitglied Türkei z.B.
hat über 3.000 kurdische Dörfer zer-
stört - 2 Millionen KurdInnen muß-
ten fliehen. Ankara wird nicht bom-
bardiert - aber die kurdische PKK als
„Terrororganisation“ bekämpft. Die
Waffen liefern Deutschland und die
USA. Die türkische Armee operiert
permanent im Nordirak - und ver-
letzt ständig die Souverenität eines
Staates. Aber für die Verbündeten
der USAgelten andere Spielregeln. 

Das zeigt: Es geht auf dem Balkan
nicht um Menschen(rechte), sondern
um Interessen. Und diese bestim-
men, wer Minderheiten unterdrük-
ken, vertreiben und gleichschalten
darf und wer nicht - die Vertreibung
von hundertausenden SerbInnen (v.a.
aus der Krajina) während der Kriege
am Balkan in den letzten Jahren stör-
te die NATO nicht.

Washington gehorchen?

Der NATO ging es anfangs darum,
die Situation am Balkan „im Griff"
zu haben und eine Ausdehnung der
Konflikte zu verhindern. Abgesehen
davon, daß das in keinster Weise ge-
lungen ist, ist der Krieg auch zu einer
Prestige- und Selbstbestätigungsfra-

ge für die NATO geworden. 
Sie will die angestrebte Unterzeich-

nung des Vertrages von Rambouillet
nun militärisch erzwingen und so
feststellen, daß es künftig besser ist,
von vornherein Washington bzw.
Brüssel zu gehorchen. Die Arroganz
seitens der NATO zeigt sich im Ver-
tragsinhalt, der für jeden Staat unan-
nehmbar wäre. Er stellte de facto ei-
ne Kapitulationserklärung vor dem
Krieg dar. Vertragsinhalte sahen vor,
daß die NATO beziehungseise ihr
angehörende Personen Immunität
vor allen Verfahren „hinsichtlich
sämtlicher zivil-, verwaltungs-,
straf-, oder disziplinarrechtlicher
Vergehen hat“, die NATO sollte sich
mit Personal und Ausrüstung im ge-
samten (!) Bundesgebiet „frei und
ungehindert“ bewegen können. Ein-
geschlossen: das Recht auf Durch-
führung von Manövern! Die NATO
sei von den Behörden mit Priorität
zu behandeln, weiters dürfen der
NATO „keine Kosten berechnet wer-
den für  Start, Landung oder Flu-
graumnavigation von Flugzeugen“.

Zivilbevölkerung muß zahlen

Das durch Krieg und Vertreibungen
hervorgerufene Elend der Kosovaal-
banerInnen (nicht aber der SerbIn-
nen) soll durch Spenden gelindert
werden. In den Medien wird „Nach-
bar in Not“ beworben: die Österrei-
cherInnen spendeten 200 Millionen
Schilling. Auch mit Steuergeldern
wird der Krieg finanziert - Öster-
reich leistet seinen Beitrag zum Bei-
spiel durch die Arbeit der militäri-
schen Geheimdienste für die NATO. 

Für den NATO-Krieg, der Milliar-
den Schillinge kostet, zahlt die Zivil-
bevölkerung - und zwar Kosovaalba-
nerInnen ebenso wie SerbInnen - den
Preis. Jeder Tag Krieg ist der NATO
bis jetzt 3,5 Milliarden Schilling
wert. Aber die Bomben sind billiger
als Angriffsziele. Die Schäden in Ju-
goslawien machen bereits tausende

Milliarden Schillinge aus. 
Die Reaktion des Belgrader Regi-

mes auf die Angriffe, den Kosova
mit enormer Brutalität in kürzester
Zeit zu entvölkern, zeigt den Zustand
der nationalistischen, ex-stalinisti-
schen Apparatschiks: Tatsachen sol-

len geschaffen werden. Eine Vertei-
digung gegen die NATO findet de
facto nicht statt. Die Armee wird ge-
gen die KosovarInnen und nicht ge-
gen die NATO eingesetzt. Das stellt
eine durch und durch reaktionäre Art
der Kriegsführung dar.  

Der Zynismus der Kriegstreiber
wird angesichts ihrer Flüchtlingspo-
litik deutlich: Zwar werden huma-
nitäre Gründe für den Krieg angege-
ben, aber der Humanismus endet an
der jeweiligen eigenen Staatsgrenze.
Die Zahl jener Flüchtlinge, die vom
Balkan ausgeflogen werden, ist nicht
einmal der berühmte Tropfen auf den
heißen Stein - und kosten dürfen sie
nichts. Für Flüchtlinge, die nach
Österreich kommen, müssen bereits
hier lebende Familienangehörige die
Kosten übernehmen. 

Nein zur NATO!

Österreich darf zwar wegen der
Neutralität am Krieg nicht teilneh-
men, trägt ihn aber politisch mit.
Außenminister Schüssel findet den
Krieg „unausweichlich, berechtigt
und notwendig“. Klima spricht je
nach ZuhörerInnen von der Einheit
des Westens gegen Belgrad bzw.
vom Erhalt der Neutralität. Die Be-

völkerung ist weniger denn je für ei-
ne NATO-Mitgliedschaft zu haben.
NATO & Neutralität sind zu Wahl-
kampfthemen geworden. Die Äuße-
rungen zum NATO-Beitritt sind
(vorübergehend) vorsichtig - aufge-
schoben, aber nicht aufgehoben!

Und die UNO?

Der Krieg, die neue NATO-Dok-
trin, die Einsätze „out of area“ - also
weltweit - vorsieht, und die nukleare
Erstschlagdoktrin zeigen, daß es sich
bei der NATO-neu nicht um ein Frie-
densinstrument und eine Verteidi-
gungsunion handelt, sondern um den
Weltgendarmen, der aufpaßt, daß die
Ordnung, die im Interesse der rei-
chen Staaten der USAund Westeuro-
pas liegt, eingehalten wird. Dabei
nimmt die NATO auch keine Rück-
sicht auf die UNO mehr. Die Forde-
rung nach Einschalten der UNO geht
allerdings an der wahren Rolle der
UNO vorbei. Diese ist keinesfalls ei-
ne demokratische Vertretung der
Völker, sondern spielt(e) die Rolle
eines Deckmäntelchens für die NA-
TO, wie z.B. beim Golfkrieg. Gibt
sie ihr Einverständnis zu Kampf-
einsätzen, dann haben die Militärs
ihre völkerrechtliche Legitimation,
aber angewiesen sind sie darauf
nicht. 

Gibt es eine Lösung?

Weder NATO noch UNO können
eine Lösung der nationalen, aber v.a.
auch der sozialen Probleme auf dem

Balkan bringen - weder durch Bom-
ben noch durch sogenannte „demo-
kratische“ Regierungen. Aber sie
schüren den Nationalismus und die
Zerstörungen in Jugoslawien legen
die Basis für weitere Probleme. Der
NATO geht es nicht um ein Selbstbe-
stimmungsrecht des Kosova und
nicht um Menschenrechte. Das ihre
„Lösungen“ nur instabile, ethnisch
„gesäuberte“ Gebiete umfassen, ha-
ben sie u.a. in Bosnien bewiesen. Es
geht auch nicht darum, das brutale
Regime von Milosevic zu stoppen.
Die von der USAunterstützte Liste
von Diktatoren ist lang, und die
Bombardements haben Milosevic
die Möglichkeit gegeben, erneut ge-
gen die Opposition vorzugehen und
den Nationalismus zu schüren. 

Bei derartigen Konflikten gibt es
keine einfachen Lösungen. Denn
Krieg ist die Fortsetzung des kapita-
listischen Konkurrenzkampfes mit
anderen Mitteln. Die Spaltung der
Massen entlang ethnischer Linien ist
eine Notwendigkeit für die herr-
schende Minderheit, will sie ihre
Macht und ihre Profite erhalten - in
Jugoslawien, im Kosova, in den NA-
TO-Staaten und Österreich. Der
Kampf für Frieden ist daher letzlich
auch ein Kampf gegen das zugrunde-
liegende System, den Kapitalismus,
und für eine sozialistische Gesell-
schaft verbunden.  
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Daß die NATO Jugoslawien nicht aus humanitären Intentionen
bombardiert, ist inzwischen, trotz Medienkampagne, offensicht-
lich: Hier wird ein ganzes Land niedergebombt. Die „Interventi-
on" erfolgt nicht, um zu verhindern, daß die jugoslawische Armee
die KosovaalbanerInnen sysematisch vertreibt. Zerstört werden
Fabriken, Krankenhäuser, Brücken, Bahnhöfe, Schulen, Fernseh-
sender, die Stromversorgung ... Die in Schutt und Asche gelegte
Infrastruktur Jugoslawiens dient nicht der Armee, sondern ist für
die Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln notwendig.

Stoppt den Krieg!
NATO raus aus dem Balkan!

á

Termine:

3.6. um 19.30 

Stephansplatz

Abtreibung ist 
Frauenrecht - Schluß
mit dem Terror!

5.6. um 12.30 

U4 Kettenbrückengasse

GEDENK-Demo für
Marcus OMOFUMA

10.6  um 18.00

Schwedenplatz

Demo: FPÖ Stoppen

Infos unter:
01 - 524 63 10

Nato-Krieg: Kommen bald Bodentruppten?
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Der Tot von Marcus Omofuma 

Was ist die SOV? Infos unter: 01-524 63 10

M Der Sozialabbau der Regierung,
Massenarbeitslosigkeit, (Nato-)Auf-
rüstung und die rechte Scheinoppo-
sition der FPÖ - wir haben genug da-
von. Die Sozialistische Offensive
Vorwärts (SOV) kämpft gegen die
herrschenden Zustände - gegen den
Kapitalismus. Die SPÖ ist schon
längst keine Partei mehr für Arbeite-
rInnen und Jugendliche, und auch
die Grünen haben sich von ihren
kämpferischen und alternativen Tra-
ditionen verabschiedet. 

M Gleichzeitig steigen Unmut und
Unzufriedenheit von immer mehr
Menschen angesichts der herrschen-
den Politik. Die SOVkämpft des-
halb auch als einzige Kraft in Öster-
reich für den Aufbau einer neuen, so-
zialistischen ArbeiterInnenpartei. Ei-
ne solche Partei in den nächsten Jah-
ren zu verankern, ist nicht nur nötig,
sondern möglich. 

M Wir wollen ArbeitnehmerInnen
und Jugendlichen, Frauen, Immi-
grantInnen und GewerkschafterIn-
nen gewinnen, mit uns gegen Aus-

beutung und Unterdrückung zu
kämpfen, wir wollen sie vor allem
dafür gewinnen, mit uns für eine sol-
che, sozialistische Gesellschaft zu
kämpfen. Der Kapitalismus ist ein
internationales System - und kann
nur international bekämpft werden. 

M Die SOVtritt daher auch für den
Aufbau einer neuen internationalen
ArbeiterInnenbewegung ein. Sie ist
mit Parteien und Organisationen aus
über 30 Ländern im Komitee für ei-
ne ArbeiterInneninternationale
(CWI/KAI) organisiert.

Harald Mahrer
und Tanja Boukal

SOVWien West

Wieder einmal wußte niemand
nichts, oder? Als herauskam, daß er
nicht einfach so gestorben ist, son-
dern elendiglich erstickte, weil ihm 3
Beamte mit Klebeband Mund und
Teile der Nase verklebten, wurde
Marcus Omofuma langsam – nein
nicht zum Mordopfer – zum Dealer,
Randalierer, etc. stilisiert. Die Beam-
ten wurden, unter Protest des Diszi-
plinarausschusses des Innenministe-
riums, im zweiten Anlauf suspen-
diert. 

Der Innenminister wußte von
nichts, außer daß so etwas sonst nie
vorkäme. Scheinbar gingen eine par-
lamentarische Anfrage, Berichte
mehrerer Menschenrechtsoganisa-
tionen und eine Beschwerde der Ali -
talia-Geschäftsführung aufgrund der
„Klebebandpraxis“ spurlos an ihm
vorbei. 

Nach den ersten Schocksekunden
kam es in Österreich zu einer Solida-
ritätswelle – mit dem Herrn Innen-
minister. Von ihm wurden nur Refor-
men verlangt, damit solche „Unfäl-
le“ nicht mehr passieren. 

Die Reformvorschläge des Ministe-
riums bildeten dann den ersten ekel-
haften Höhepunkt des Zynismus.
Statt der Klebebänder sollten Motor-
radhelme und Klettverschlußbänder
verwendet werden. In Frankfurt bra-
chen am 28. Mai deutsche Beamte
einem Asylsuchenden mit dieser
„Ruhigstellungsmethode“ das Ge-
nick. 

Krone und FPÖ 
schützen unsere Kinder

Der Innenminister wiederholt ste-
tig, daß „wir uns“ von so einem tra-
gischen Vorfall nicht von „unserer
erfolgreichen Asylpolitik“ abbringen
lassen dürften. Die FPÖ gibt ideolo-
gische Rückendeckung: „...Sie

schauen nicht nur anders aus,... , son-
dern sie sind auch anders, und zwar
sind sie ganz besonders aggressiv.
Das liegt offensichtlich in der Natur
dieser Menschen. Sie sind meist ille-
gal da, sie sind meistens Drogendea-
ler, und sie sind ungeheuer aggres-
siv.„ (Helene Partik-Pable). Die pas-
sende Inseratkampagne folgte auf
den Fuß: „Machtlos gegen Schwarz-
afrikaner – DANK absurder Geset-
zeslage“. 

Die Reaktion des Ministeriums war
prompt, die Exekutive startete die
größte Razzia aller Zeiten. Rund 100
Menschen afrikanischer Herkunft
wurden festgenommen. Die Krone
veröffentlichte Bilder von Verhafte-
ten, wie sie an einer Demonstration
gegen Polizeiterror teilnahmen Diese
seien nur auf Geheiß des Drogenbos-
ses, „der seinen Dealern freigab“,
zustande gekommen. Wer gegen die
österreichische Abschiebepraxis de-
monstriert, wird so kriminalisiert!

„Darf ein afrikanischer Drogen-
händler auf die Menschenrechte po-
chen, während sie den zum Rausch-
giftkonsum verführten einheimi-
schen Jugendlichen versagt bleibt?“
fragt Staberl in der Kronen Zeitung.

Ganz logisch: Alle Schwarzen sind
Drogendealer und damit Kindesmör-

der, die darf man nicht nur abschie-
ben, sondern man muß dabei auch in
Kauf nehmen, daß mal einer krepiert
– zum Schutz unserer Kinder. 

Abschiebung ist 
und bleibt Mord

Täglich werden in Österreich 50
Menschen abgeschoben, still und lei-
se. Sie werden in ihren Herkunftslän-
dern den Behörden übergeben, wie
viele von ihnen das nicht überleben,
weiß niemand. 

Widerstand dagegen ist zwingend
und möglich. Der individuelle Wi-
derstand vieler Flüchtlinge führte da-
zu, daß kaum noch eine europäische
Fluglinie Abschiebungen durchführt.
Empörte Fluggäste verprügelten Be-
amte, die bei einer Abschiebung aus
der Schweiz einem Mann den Mund
verkleben wollten, und stoppten da-
mit die Abschiebung. Die Bewegung
der Papierlosen in Frankreich schaff-
te die Legalisierung tausender Men-
schen und einen vorübergehenden
Abschiebungsstopp.

All das sind Ansatzpunkte, aber
noch nicht genug. Nur der gemeinsa-
me Kampf auf internationaler Ebene
kann Verfolgung, Unterdrückung,
Folter und Mord – egal ob in den

Staaten aus denen geflohen wird,
oder in den Staaten, in denen die Ver-
triebenen stranden - wirkungsvoll
bekämpfen. Der Aufbau einer sozia-
listischen Weltpartei der ArbeiterIn-
nen ist gerade in dieser Frage not-
wendiger denn je.

Sozialistisch M Antifaschistisch M International 

Abschiebung = Mord 
Gängige Abschiebepraxis: Wie ein Stück Vieh sollte Marcus

Omofuma, gleich einem Postpaket verschnürt und geknebelt, in
das Land zurückgetrieben werden, aus dem er geflüchtet war. Dies
hätte niemanden so recht gestört. Ein „kleiner Schönheitsfehler“:
Er verstarb während der Abschiebung unter „ungeklärten Um-
ständen (?)“.
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An die 

Sozialistische
Offensive 
Vorwärts

Kaiserstr.14/11

A-1070 Wien

Bitte 
frankieren!

Jetzt aktiv werden!
Die SOV interessiert mich, ich möchte:
¡ zu Veranstaltungen eingeladen werden
¡ Mitglied der SOV werden

VORWÄRTS abonnieren!
Jeden Monat neu:
Wir schreiben, was andere nicht schreiben dürfen!

Ja, Vorwärts interessiert mich, ich möchte:
¡ ein Normal-Abo (10 Nr. öS 200.-)
¡ ein Sozial-Abo (10 Nr. öS 100.-)

Name

Straße

PLZ/Ort

Telnummer

email

SOV-Frauenstammtisch

Seither stehen sie regelmäßig vor
der Klinik am Fleischmarkt. Jetzt
terrorisieren sie auch die Abtrei-
bungsklinik in der Taborstraße, wo
sie eine neue „Beraturngstelle“
eröffnet haben. Kein Mittel ist den
selbsternannten Lebensschützern zu
billig (oder zu teuer: Hochglanzbro-
schüren, Bücher, Audiokasetten, ...),
zu unwahr („Abtreibung führt zu
Brustkrebs“) und zu ächtend (Ver-
gleich mit dem Holocaust). Vertreter
von Pro Life arbeiten mit den miese-
sten Mitteln, um Frauen ein schlech-
tes Gewissen und Angst zu machen.
Die meisten erzählen blutige Schau-
ermärchen und berichten von Höl-
lenqualen und ewigen Depressionen.
Doch nicht nur die Frauen werden
terrorisiert. In den USAist es be-
kanntlich schon zu Morden an Ärz-
tInnen und potentiellen Patientinnen
gekommen - auch in Österreich kam
es zu einer Morddrohung gegen den
Leiter der Abteilung für Gynäkolo-
gie und Geburtshilfe des LKH Kor-
neuburg, in dessen Abteilung die Ab-
treibungspille Mifegyne für Frauen
zur Verfügung steht.

Unsere Kampagne richtet sich ge-
gen alle Gegner des Frauenrechtes
auf Abtreibung, vor allem auch ge-
gen „Pro Life“ und dessen soge-
nanntes Lebenszentrum. In diesem
Terrorzentrum wird in „Beratungs-
gesprächen“ massiver psychologi-
scher Druck ausgeübt. Ziel von „Pro
Life“ & Co. ist es, Mädchen und
Frauen einzuschüchtern. Sie wollen,
daß jene, die abgetrieben haben, sich
schlecht fühlen und bestraft werden.
Das können und wollen wir nicht
länger dulden! Deshalb müssen die-
se Terrorzentren als erste Maßnahme
gegen die Untrieb radikaler Abtrei-
bungsgegner geschlossen werden! 

u Kostenlose 
Abtreibung auf
Krankenschein

u Weg mit dem 
Terrorzentrum

u Abtreibungs
möglichkeit in 
jedem Kranken-
haus 

u Kostenlose Aus-
gabe von Ver-
hütungsmitteln

Nein zum Terror der Scheinmoralisten!

Abtreibung ist
Frauenrecht
Seit mittlerweile zwei Jahren machen AktivistInnen von „Ja zum

Leben“ (Human Life International) Frauen, die eine Abtreibung
durchführen lassen wollen, das Leben schwer. Auf ihrem „Marsch
für das Leben“ zogen sie im Sommer ´97 Marienbilder hochhal-
tend, singend, betend und mit Plastikembryonen durch das Land.
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